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Referentenentwurf 

Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 

zur Neufassung der Verordnung über die  
Ausbildung und Prüfung der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvoll-

zieher 

Vom … 

Das Staatsministerium der Justiz verordnet aufgrund des § 30 Satz 1 sowie 2 Nummer 
1 bis 7 des Sächsischen Beamtengesetzes vom 18. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 970, 
971), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) 
geändert worden ist, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des Innern: 

Artikel 1 

Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 

über die Ausbildung und Prüfung der Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher 

(Gerichtsvollzieherausbildungs- und Prüfungsverordnung –  
GVAPVO) 
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Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen über die gemeinsame Ausbildung und Prü-
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A b s c h n i t t  1  

B e f ä h i g u n g  u n d  A u s b i l d u n g  f ü r  d e n  G e r i c h t s v o l l z i e -
h e r d i e n s t  

§ 1 

Befähigung für den Gerichtsvollzieherdienst 

Die Befähigung für den Gerichtsvollzieherdienst besitzt, wer 

1. die Gerichtsvollzieherausbildung absolviert und die Gerichtsvollzieherprüfung bestan-
den hat oder 

2. die Rechtspflegerprüfung bestanden und mindestens sechs Monate auf der Grundlage 
eines Dienstleistungsauftrags erfolgreich die Aufgaben einer Gerichtsvollzieherin oder 
eines Gerichtsvollziehers wahrgenommen hat. 
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§ 2 

Ziel der Gerichtsvollzieherausbildung 

(1) Die Gerichtsvollzieherausbildung ist eine praxisbezogene Fachausbildung. Sie 
schließt mit der Gerichtsvollzieherprüfung ab. 

(2) Ziel ist die Heranbildung verantwortungsbewusster Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher, die in der Lage sind, ihre Dienstpflichten selbstständig und mit wirt-
schaftlichem und sozialem Verständnis zu erfüllen. 

§ 3 

Zulassung zur Gerichtsvollzieherausbildung 

(1) Zur Gerichtsvollzieherausbildung kann zugelassen werden, wer  

1. die Prüfung für die Laufbahn der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 in der 
Fachrichtung Justiz mit dem fachlichen Schwerpunkt Justizdienst bestanden hat, 

2. die für den Gerichtsvollzieherdienst erforderliche persönliche und gesundheitliche Eig-
nung besitzt sowie 

3. in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt. 

(2) Daneben ist zur Gerichtsvollzieherausbildung zuzulassen, wer die vorbereitende 
Ausbildung gemäß § 6 erfolgreich absolviert hat und die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nummer 2 und 3 erfüllt. 

(3) Über die Zulassung entscheidet die Präsidentin oder der Präsident des Oberlan-
desgerichts als Einstellungsbehörde. 

§ 4 

Zulassung zur vorbereitenden Ausbildung 

(1) Zur vorbereitenden Ausbildung kann bei besonderem dienstlichen Interesse zuge-
lassen werden, wer die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 erfüllt, 

1. in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Freistaat Sachsen steht und 

a) ein Amt der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 ausübt, ohne eine ent-
sprechende Laufbahnausbildung absolviert zu haben, oder 

b) die Laufbahnausbildung mit einem anderen fachlichen Schwerpunkt, in einer an-
deren Fachrichtung der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 oder, so-
fern nicht die Voraussetzungen nach § 1 Nummer 2 vorliegen, für eine Laufbahn 
der Laufbahngruppe 2 erfolgreich absolviert hat, 

2. ohne in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Freistaat Sachsen zu stehen, 
die Voraussetzungen nach Nummer 1 Buchstabe b erfüllt oder 

3. die Voraussetzungen nach § 16 Absatz 1 Nummer 2 des Sächsischen Beamtengeset-
zes erfüllt, 
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a) in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis zum Freistaat Sachsen im Ge-
schäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz steht oder 

b) eine Ausbildung zur oder zum Justiz-, Rechtsanwalts- oder Notarfachangestellten 
oder eine kaufmännische oder eine andere, für die Tätigkeit der Gerichtsvollziehe-
rin oder des Gerichtsvollziehers förderliche Berufsausbildung abgeschlossen hat 

und sich in einer entsprechenden Tätigkeit mindestens drei der letzten fünf Jahre vor 
Beginn der vorbereitenden Ausbildung bewährt hat. 

(2) Über die Zulassung entscheidet die Präsidentin oder der Präsident des Oberlan-
desgerichts. 

§ 5 

Rechtsstellung 

(1) Zur vorbereitenden Ausbildung und zur Gerichtsvollzieherausbildung werden die 
Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber, die sich bereits in einem Beamtenverhält-
nis zum Freistaat Sachsen befinden, an die jeweilige Ausbildungsstelle abgeordnet. 

(2) Die Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber im Sinne von § 4 Absatz 1 
Nummer 3 werden unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf eingestellt. Sie 
führen die Dienstbezeichnung „Gerichtsvollzieheranwärterin“ oder „Gerichtsvollzieheran-
wärter“. In diesem Fall bilden die vorbereitende Ausbildung, die Gerichtsvollzieherausbil-
dung und die Gerichtsvollzieherprüfung einen Vorbereitungsdienst im Sinne von § 18 des 
Sächsischen Beamtengesetzes. 

§ 6 

Vorbereitende Ausbildung 

(1) Die vorbereitende Ausbildung beginnt zum 15. April eines jeden Jahres und dauert 
bis zum Beginn der Gerichtsvollzieherausbildung. Sie umfasst fachtheoretische und prakti-
sche Ausbildungsabschnitte. Die fachtheoretischen Ausbildungsabschnitte finden an der 
Bayerischen Justizakademie nach Maßgabe des vom Bayerischen Staatsministerium der 
Justiz genehmigten Rahmenstoffplans statt. 

(2) Die vorbereitende Ausbildung leitet die Präsidentin oder der Präsident des Ober-
landesgerichts mit Ausnahme der fachtheoretischen Ausbildung, die unter der Verantwor-
tung der Leiterin oder des Leiters der Bayerischen Justizakademie steht. § 10 gilt entspre-
chend. 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Bayerischen Justizakademie erstellt über den fach-
theoretischen Lehrgang ein Zeugnis, in dem Eignung, Kenntnisse und Leistungen gewür-
digt werden. 

(4) Während der fachtheoretischen Ausbildung ist die Gewährung von Erholungsur-
laub grundsätzlich ausgeschlossen. 

(5) Die vorbereitende Ausbildung endet mit einer mündlichen Prüfung, in der festge-
stellt wird, inwiefern die Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber nach ihrer Persön-
lichkeit, ihrem allgemeinen Bildungsstand und ihren fachlichen Kenntnissen für die Ge-
richtsvollzieherausbildung geeignet sind. Sie ist Zwischenprüfung im Sinne von § 40 Absatz 
1 Nummer 2 des Sächsischen Beamtengesetzes. Die mündliche Prüfung wird nach Ziffer VI 
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Nummer 1, 2 sowie Nummer 3 Satz 2 und 3 der Anlage durchgeführt. Für die Durchführung 
der mündlichen Prüfung gilt die in Bayern für die vorbereitende Ausbildung im Gerichtsvoll-
zieherdienst geltende Vorschrift § 49 der Ausbildungsordnung Justiz vom 16. Juni 2016 
(GVBl. S. 123, BayRS 2038-3-3-17-J), die zuletzt durch Verordnung vom 2. August 2024 
(GVBl. S. 403) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, soweit in dieser Ver-
ordnung oder in der Anlage nichts anderes bestimmt wird. 

(6) Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber, die die mündliche Prüfung nach 
Absatz 5 nicht bestanden haben, können die mündliche Prüfung einmal wiederholen. Die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts bestimmt, ob für die Wiederholung 
der mündlichen Prüfung eine nochmalige Teilnahme an der vorbereitenden Ausbildung er-
forderlich ist. Die Prüfung ist im gesamten Umfang zu wiederholen. Das beim Bayerischen 
Staatsministerium der Justiz errichtete Landesjustizprüfungsamt bestimmt den Termin der 
Wiederholungsprüfung. 

§ 7 

Gerichtsvollzieherausbildung 

(1) Dauer und Gliederung der Gerichtsvollzieherausbildung richten sich nach Ziffer III 
Nummer 1 und 3 der Anlage. 

(2) Die praktische Ausbildung findet im Freistaat Sachsen statt. Die fachtheoretische 
Ausbildung findet nach Maßgabe der Ziffer III Nummer 1 Satz 2, Nummer 3 sowie Ziffer V 
der Anlage an der Bayerischen Justizakademie statt. Während der fachtheoretischen Aus-
bildung ist die Gewährung von Erholungsurlaub grundsätzlich ausgeschlossen. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts leitet die praktische 
Ausbildung und bestimmt die Ausbildungsgerichte.  

(4) Alle Ausbildungsstellen arbeiten bei der Vorbereitung und Durchführung der die 
praktische Ausbildung begleitenden Lehrveranstaltungen (dienstbegleitende Lehrveran-
staltungen) zusammen. 

§ 8 

Ausbildende in der praktischen Ausbildung 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts bestellt bei jedem Aus-
bildungsgericht eine Ausbildungsleiterin oder einen Ausbildungsleiter. 

(2) Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter lenkt und überwacht die Ausbil-
dung der Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber. Sie oder er hat sich laufend vom 
Stand der Ausbildung jeder Gerichtsvollzieherbewerberin und jedes Gerichtsvollzieherbe-
werbers zu überzeugen und eine sorgfältige Ausbildung sicherzustellen. 

(3) Der Vorstand des Ausbildungsgerichts bestimmt im Einvernehmen mit der Ausbil-
dungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter die Bediensteten, denen Gerichtsvollzieherbewer-
berinnen und -bewerber zur Ausbildung zugewiesen werden. Diese sind für einen ausbil-
dungsfördernden Einsatz der Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber in ihrem Be-
reich verantwortlich. Es sollen ihnen nicht mehr Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -be-
werber zugeordnet werden, als sie zuverlässig ausbilden können. 

(4) Mit der Ausbildung soll nur betraut werden, wer über die erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten verfügt und nach seiner Persönlichkeit geeignet ist. 
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§ 9 

Inhalt der praktischen Ausbildung 

(1) Die praktische Ausbildung vermittelt die fachlichen Kenntnisse, Methoden und 
praktischen Fähigkeiten, die zur Verrichtung der Aufgaben des Gerichtsvollzieherdienstes 
benötigt werden. Die Fähigkeit zur selbstständigen Wissenserweiterung, zum Erkennen 
und Lösen neuer Probleme soll geweckt und gefördert werden. Die Gerichtsvollzieherbe-
werberinnen und -bewerber sind besonders auf die wirtschaftliche und soziale Bedeutung 
ihrer Tätigkeit hinzuweisen. 

(2) Das Ziel der praktischen Ausbildung bestimmt Art und Umfang der Arbeiten, die 
den Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerbern zu übertragen sind. Sie sind mit den 
wesentlichen Arbeiten ihres späteren Tätigkeitsbereichs vertraut zu machen und zu deren 
selbstständiger Erledigung anzuleiten. Zur Vertretung und zur Aushilfe dürfen die Gerichts-
vollzieherbewerberinnen und -bewerber ausnahmsweise herangezogen werden. Hierüber 
ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts zu berichten. 

§ 10 

Ausbildungszeugnisse in der praktischen Ausbildung 

Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter erstellt zum Ende der einzelnen Aus-
bildungsabschnitte im Sinne des § 11 Absatz 1 bis 3 zusammenfassende Zeugnisse, in 
denen Eignung, Kenntnisse und Leistungen der Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -be-
werber gewürdigt werden. Das Zeugnis schließt mit einer Note nach § 19. 

§ 11 

Gestaltung der praktischen Ausbildung 

(1) Während des einführenden Abschnitts der praktischen Ausbildung bei einer Ge-
richtsvollzieherin oder einem Gerichtsvollzieher sollen die Gerichtsvollzieherbewerberinnen 
und -bewerber einen Überblick über ihr künftiges Aufgabengebiet erhalten. 

(2) Das Fachpraktikum I vermittelt den Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewer-
bern einen Einblick in sämtliche Geschäfte des Gerichtsvollzieherdienstes und macht sie 
mit den einschlägigen Gesetzen und Dienstvorschriften vertraut. Während dieses Abschnit-
tes soll den Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerbern auch Gelegenheit gegeben 
werden, die Aufgaben des Vollstreckungsgerichts kennen zu lernen. 

(3) Das Fachpraktikum II soll die erworbenen theoretischen und berufspraktischen 
Kenntnisse vertiefen und die Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber befähigen, 
nach Abschluss der Ausbildung selbstständig die Dienstaufgaben im Gerichtsvollzieher-
dienst zu erfüllen. 

(4) Nehmen die Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber am Außendienst der 
Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher teil, wird ihnen in der Regel keine Entschä-
digung gewährt. Die ausbildenden Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher haben 
darauf zu achten, dass den Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerbern keine Kosten 
entstehen. 
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§ 12 

Begleitende Lehrveranstaltungen während der praktischen Ausbildung 

(1) Während des einführenden Abschnitts der praktischen Ausbildung kann eine the-
oretische Unterweisung erteilt werden. 

(2) Während der Fachpraktika I und II können dienstbegleitende Lehrveranstaltungen 
durchgeführt werden. Das Nähere regelt ein vom Staatsministerium der Justiz genehmigter 
Rahmenstoffplan. Während der gesamten Ausbildungszeit sind mindestens zwei fünfstün-
dige Aufgaben zu bearbeiten. 

§ 13 

Stoffpläne und Arbeitsanleitungen für die praktische Ausbildung 

(1) Der praktischen Ausbildung ist der vom Staatsministerium der Justiz genehmigte 
Rahmenstoffplan zugrunde zu legen. 

(2) Für die praktische Ausbildung sind durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Oberlandesgerichts auf der Grundlage des Rahmenstoffplanes Arbeitsanleitungen zu er-
stellen, die der Ausbildungsleiterin oder dem Ausbildungsleiter, den Ausbildenden und den 
Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerbern ausgehändigt werden. In die Anleitungen 
sind schwerpunktmäßig die Tätigkeiten aufzunehmen, mit denen sich die Gerichtsvollzie-
herbewerberinnen und -bewerber vertraut machen sollen. 

§ 14 

Ausscheiden aus der Ausbildung 

(1) Wer in der praktischen oder theoretischen Ausbildung den Anforderungen nicht 
entspricht oder die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht mehr erfüllt, 
scheidet aus der Ausbildung aus. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 trifft die Präsidentin oder der Präsident des Ober-
landesgerichts nach Anhörung der Ausbildungsleiterin oder des Ausbildungsleiters und der 
Leiterin oder des Leiters der Bayerischen Justizakademie. 

(3) In geeigneten Fällen können die Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber 
in einen späteren Ausbildungsjahrgang aufgenommen werden. Das Nähere bestimmt die 
Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts. 

A b s c h n i t t  2  

G e r i c h t s v o l l z i e h e r p r ü f u n g  

§ 15 

Prüfung 

(1) Die Gerichtsvollzieherprüfung wird nach Ziffer VI der Anlage durchgeführt. Für die 
Durchführung der Prüfung gelten die in Bayern für die Gerichtsvollzieherprüfung gelten-
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den Vorschriften § 27 bis § 44, § 48 sowie § 50 bis § 51 der Ausbildungsordnung Justiz, 
soweit in dieser Verordnung oder in der Anlage nichts anderes bestimmt wird.  

(2) Für Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber im Sinne von § 4 Absatz 1 
Nummer 3 gilt die Gerichtsvollzieherprüfung als Laufbahnprüfung im Sinne von § 17 Absatz 
1 Nummer 2 Buchstabe a des Sächsischen Beamtengesetzes. 

§ 16 

Örtliche Prüfungsleiterinnen und Prüfungsleiter 

Am Sitz des Oberlandesgerichts wird eine Örtliche Prüfungsleiterin oder ein Örtlicher 
Prüfungsleiter und ihre oder seine Stellvertreterin oder ihre oder sein Stellvertreter nach 
Maßgabe der Ziffer VI Nummer 7 der Anlage bestellt. Zu Örtlichen Prüfungsleiterinnen und 
Prüfungsleitern sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter können Richterinnen und 
Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte oder Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe 2 bestellt werden. Die Aufgaben bestimmen sich nach Maßgabe der Ziffer VI Num-
mer 1 und 2 der Anlage nach § 30 der Ausbildungsordnung Justiz, soweit in dieser Verord-
nung oder in der Anlage nichts anderes bestimmt wird. 

§ 17 

Prüfungsausschuss, Prüferinnen und Prüfer 

Im Prüfungsausschuss und als Prüferinnen und Prüfer wirken nach Maßgabe der Ziffer 
VI Nummer 8 der Anlage auch Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte, Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2 sowie Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher des Freistaates Sachsen mit. 

§ 18 

Zulassung zum schriftlichen Teil der Prüfung 

(1) Ist zu erwarten, dass das Ziel der Ausbildung erreicht wird, werden die Gerichts-
vollzieherbewerberinnen und -bewerber von der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Oberlandesgerichts zum schriftlichen Teil der Prüfung vorgestellt. Über die Zulassung ent-
scheidet das Landesjustizprüfungsamt beim Staatsministerium der Justiz. 

(2) Die schriftliche Prüfung kann schon im letzten Monat der Ausbildung stattfinden. 
Wer die Ausbildung noch nicht vollständig abgeleistet hat oder sich noch nicht im letzten 
Monat der Ausbildung befindet, kann auf Antrag vorzeitig zur Prüfung zugelassen werden, 
wenn die Ausbildung bis zum Tag der mündlichen Prüfung beendet wird. 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn abzusehen ist, dass gegen eine Gerichtsvoll-
zieherbewerberin oder einen Gerichtsvollzieherbewerber zur Zeit der schriftlichen oder 
mündlichen Prüfung eine Freiheitsentziehung vollzogen werden wird. 

(4) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 

1. die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer sie durch Angaben erwirkt hat, 
die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren; 

2. sich nachträglich ein Umstand herausstellt, der die Versagung der Zulassung gerecht-
fertigt hätte oder 
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3. sich zeigt, dass die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer dauernd prü-
fungsunfähig ist. 

(5) Die Entscheidung über die Zulassung ist der Gerichtsvollzieherbewerberin oder 
dem Gerichtsvollzieherbewerber schriftlich bekannt zu geben. 

(6) Die Zulassung wird dem beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz errichte-
ten Landesjustizprüfungsamt mitgeteilt. 

§ 19 

Bewertung der Leistungen 

(1) Die einzelnen Leistungen sind zu bewerten mit der Note 

1. „sehr gut“ und 13, 14 oder 15 Punkten, wenn eine besonders hervorragende Leistung 
vorliegt, 

2. „gut“ und 10, 11 oder 12 Punkten, wenn eine Leistung die durchschnittlichen Anforde-
rungen übertrifft, 

3. „befriedigend“ und 7, 8 oder 9 Punkten, wenn eine Leistung in jeder Hinsicht durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht, 

4. „ausreichend“ und 4, 5 oder 6 Punkten, wenn eine Leistung trotz ihrer Mängel durch-
schnittlichen Anforderungen noch entspricht, 

5. „mangelhaft“ und 1, 2 oder 3 Punkten, wenn eine an erheblichen Mängeln leidende, im 
Ganzen nicht mehr brauchbare Leistung vorliegt, oder 

6. „ungenügend“ und 0 Punkte, wenn eine völlig unbrauchbare Leistung vorliegt. 

(2) Durchschnittspunktzahlen, insbesondere Gesamtnoten, sind jeweils auf zwei De-
zimalstellen zu berechnen. Eine sich ergebende dritte Dezimalstelle wird nicht berücksich-
tigt. Dabei entspricht einer Durchschnittspunktzahl von  

1. 12,50 bis 15,00 der Note „sehr gut“, 

2. 9,50 bis 12,49 der Note „gut“, 

3. 6,50 bis 9,49 der Note „befriedigend“, 

4. 3,50 bis 6,49 der Note „ausreichend“, 

5. 0,50 bis 3,49 der Note „mangelhaft“ und 

6. 0 bis 0,49 der Note „ungenügend“. 

§ 20 

Prüfungszeugnis 

Das Prüfungszeugnis erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach 
Maßgabe der Ziffer VI Nummer 6 Satz 1 der Anlage nach § 40 der Ausbildungsordnung 
Justiz, soweit in dieser Verordnung oder in der Anlage nichts anderes bestimmt wird. 
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§ 21 

Festsetzung der Platznummern 

(1) Für jede Prüfungsteilnehmerin und jeden Prüfungsteilnehmer, die oder der die Prü-
fung bestanden hat, ist aufgrund ihrer oder seiner Prüfungsgesamtnote eine Platznummer 
festzusetzen. Nach Maßgabe der Ziffer VI Nummer 6 Satz 2 der Anlage wird für die säch-
sischen Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer ein gesondertes Platznummern-
verzeichnis erstellt. Bei gleicher Prüfungsgesamtnote erhält die Prüfungsteilnehmerin oder 
der Prüfungsteilnehmer mit dem besseren Ergebnis in der schriftlichen Prüfung die niedri-
gere Platznummer; bei gleichem Ergebnis auch in der schriftlichen Prüfung wird die gleiche 
Platznummer erteilt. In diesem Fall erhält die nächstfolgende Teilnehmerin oder der nächst-
folgende Teilnehmer die Platznummer, die sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platz-
nummern fortlaufend weitergezählt werden. 

(2) Die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer erhält eine Bescheinigung 
über die Platznummer, in der anzugeben ist, wie viele Prüfungsteilnehmerinnen und Prü-
fungsteilnehmer sich der Prüfung unterzogen und wie viele die Prüfung bestanden haben. 
Wird die gleiche Platznummer an mehrere Prüfungsteilnehmerinnen oder Prüfungsteilneh-
mer erteilt, ist auch deren Zahl anzugeben. 

§ 22 

Ausscheiden aus der Ausbildung 

Die Ausbildung endet nach Ablegung der Prüfung 

1. mit Ablauf des Tages, an dem der Gerichtsvollzieherbewerberin oder dem Gerichtsvoll-
zieherbewerber schriftlich bekannt gegeben wird, dass die Prüfung bestanden worden 
ist oder 

2. mit dem Empfang der schriftlichen Mitteilung über das Nichtbestehen der Prüfung. 

§ 23 

Ergänzungsausbildung 

(1) Wer die zum ersten Mal nicht bestandene Prüfung wiederholen will, tritt zur Ableis-
tung der Ergänzungsausbildung grundsätzlich in den nächsten Ausbildungsjahrgang ein. 
Der Antrag auf erneute Aufnahme in die Ausbildung ist binnen eines Monats nach dem 
Zugang der Mitteilung über das erstmalige Nichtbestehen bei der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Oberlandesgerichts zu stellen. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts regelt die Einteilung 
der Ergänzungsausbildung. 

(3) Zur Wiederholung der Prüfung kann nur zugelassen werden, wer eine Ergän-
zungsausbildung von mindestens vier Monaten abgeleistet hat. 
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§ 24 

Verwendung nach der Prüfung 

Wer die Gerichtsvollzieherprüfung bestanden hat, dem sollen die Aufgaben einer Ge-
richtsvollzieherin oder eines Gerichtsvollziehers übertragen werden. Die Ernennung zur 
Gerichtsvollzieherin oder zum Gerichtsvollzieher soll erfolgen, nachdem die Gerichtsvoll-
zieherbewerberin oder der Gerichtsvollzieherbewerber mindestens ein Jahr nach der Prü-
fung selbstständig im Gerichtsvollzieherdienst tätig gewesen ist. 

A b s c h n i t t  3  

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g  

§ 25 

Übergangsregelung 

Vor dem 15. Dezember 2016 erworbene Befähigungen zur Gerichtsvollzieherin oder 
zum Gerichtsvollzieher bleiben unberührt. 

Anlage 
(zu § 6 Absatz 5 Satz 3, § 7 Absatz 1 und 2 Satz 1, 

§ 15 Absatz 1, § 16, § 17, § 18 Absatz 6, § 20 sowie 
§ 21 Absatz 1 Satz 2) 

Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern, dem Frei-
staat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thürin-
gen über die gemeinsame Ausbildung und Prüfung der Nachwuchs-

kräfte für den Gerichtsvollzieherdienst 

I. Gemeinsame Ausbildung und Prüfung der Nachwuchskräfte für den Gerichts-
vollzieherdienst des Freistaates Bayern, des Freistaates Sachsen, des Landes 
Sachsen-Anhalt und des Freistaates Thüringen 

Die Vertragsparteien führen die Ausbildung und Prüfung der Nachwuchskräfte für 
den Gerichtsvollzieherdienst in partnerschaftlicher Zusammenarbeit gemeinsam 
durch. Durchgeführt werden eine vorbereitende Ausbildung und eine Fachausbil-
dung. 

II. Rechtsgrundlage der Ausbildung und Prüfung 

Rechtsgrundlage der Ausbildung und Prüfung sind die Vorschriften der jeweiligen 
Vertragspartei, soweit in dieser Vereinbarung nichts anderes geregelt ist. Die Ände-
rung aller nach dieser Vereinbarung für die Ausbildung und Prüfung der Nachwuchs-
kräfte maßgeblichen Vorschriften der Vertragsparteien erfolgt im gegenseitigen Be-
nehmen. 

III. Dauer und Gliederung der Fachausbildung und der vorbereitenden Ausbil-
dung 

1. Die Fachausbildung dauert 18 Monate und beginnt regelmäßig am 15. Ok-
tober jeden Jahres. Sie umfasst eine praktische Ausbildung von mindestens 
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neun Monaten und eine fachtheoretische Ausbildung von mindestens sechs 
Monaten.  

2. Die vorbereitende Ausbildung dauert mindestens fünf und höchstens sechs 
Monate. Sie besteht aus praktischen und fachtheoretischen Ausbildungsab-
schnitten.  

3. Das Nähere regeln die Rahmenstoffpläne gemäß Abschnitt V. Nummer 2.  

IV. Praktische Ausbildungsabschnitte 

Die praktischen Ausbildungsabschnitte der Nachwuchskräfte finden jeweils im Ge-
schäftsbereich der Vertragspartei statt, von der diese Nachwuchskräfte zugelassen 
worden sind. 

V. Fachtheoretische Lehrgänge an der Bayerischen Justizakademie in Pegnitz 

1. Die fachtheoretischen Lehrgänge für die Nachwuchskräfte aller Vertragspar-
teien finden an der Bayerischen Justizakademie in Pegnitz statt.  

2. Die fachtheoretischen Lehrgänge richten sich nach den Rechtsvorschriften 
des Freistaates Bayern. Für die Nachwuchskräfte aller Vertragsparteien gilt 
die Haus-, Lehrgangs- und Unterrichtsordnung der Bayerischen Justizaka-
demie in Pegnitz. Die Genehmigung der Rahmenstoffpläne und der Unter-
richtspläne durch das Bayerische Staatsministerium der Justiz erfolgt im Be-
nehmen mit den für die Justiz zuständigen Ministerien des Freistaates Sach-
sen, des Landes Sachsen-Anhalt und des Freistaates Thüringen. 

3. Die Vertragsparteien können sich jederzeit über den Stand der Ausbildung 
der von ihnen an die Bayerische Justizakademie in Pegnitz abgeordneten 
Nachwuchskräfte unterrichten. Sie sind berechtigt, Einblick in die gefertigten 
Arbeiten zu nehmen. 

4. Die fachtheoretischen Lehrgänge an der Bayerischen Justizakademie in 
Pegnitz werden von Lehrkräften des Freistaates Bayern und der anderen 
Vertragsparteien durchgeführt. Lehrkräfte der anderen Vertragsparteien 
werden auf deren Vorschlag vom Bayerischen Staatsministerium der Justiz 
bestellt. 

VI. Prüfungen 

1. Die Prüfungen der Nachwuchskräfte aller Vertragsparteien werden von dem 
beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz errichteten Landesjustizprü-
fungsamt durchgeführt und von den dort bestellten Prüfungsorganen abge-
nommen. 

2. Die Prüfungen richten sich nach den Rechtsvorschriften des Freistaates 
Bayern. 

3. Die Gerichtsvollzieherprüfung besteht aus einem schriftlichen und einem 
mündlichen Teil. Die Prüfung zum Abschluss der vorbereitenden Ausbildung 
besteht aus einer mündlichen Prüfung. Die Prüfungen werden in der Regel 
an der Bayerischen Justizakademie in Pegnitz abgenommen. 

4. Nachwuchskräfte aus dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt 
und dem Freistaat Thüringen werden von der jeweiligen Vertragspartei zur 
Prüfung zugelassen. Die Zulassung wird dem beim Bayerischen Staatsmi-
nisterium der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamt mitgeteilt. 
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5. Nach Abschluss der jeweiligen Prüfung werden die Prüfungsakten dem Jus-
tizministerium der jeweiligen Vertragspartei übersandt. 

6. Das Prüfungszeugnis für die Nachwuchskräfte aller Vertragsparteien stellt 
das beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz errichtete Landesjus-
tizprüfungsamt aus. Für die Nachwuchskräfte, die die Prüfung bestanden 
haben, werden durch das beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz er-
richtete Landesjustizprüfungsamt jeweils nach dem Geschäftsbereich der 
Parteien getrennte Platznummernverzeichnisse erstellt; den Nachwuchs-
kräften wird jeweils eine Bescheinigung über die Platznummer und die er-
zielte Note erteilt. 

7. Die örtlichen Prüfungsleiterinnen und Prüfungsleiter bei den Oberlandesge-
richten im Freistaat Sachsen, im Land Sachsen-Anhalt und im Freistaat Thü-
ringen werden von der Leiterin oder dem Leiter des beim Bayerischen 
Staatsministerium der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamtes auf Vor-
schlag der jeweiligen Vertragspartei für die Dauer von zehn Jahren bestellt. 

8. Als Mitglieder des Prüfungsausschusses und als Prüferinnen und Prüfer sol-
len auch Richterinnen und Richter sowie Beamtinnen und Beamte des Frei-
staates Sachsen, des Landes Sachsen-Anhalt und des Freistaates Thürin-
gen mitwirken. Deren Bestellung erfolgt auf Vorschlag der jeweiligen Ver-
tragspartei durch die Leiterin oder den Leiter des beim Bayerischen Staats-
ministerium der Justiz errichteten Landesjustizprüfungsamtes für die Dauer 
von zehn Jahren. 

VII. Kosten der fachtheoretischen Lehrgänge an der Bayerischen Justizakademie 
in Pegnitz und der Prüfungen 

1. Die Kosten für die gemeinsamen fachtheoretischen Lehrgänge der Nach-
wuchskräfte werden von den Vertragsparteien nach dem Verhältnis der von 
diesen im Abrechnungszeitraum an die Bayerische Justizakademie in Peg-
nitz abgeordneten Nachwuchskräfte und der tatsächlichen Dauer ihrer Aus-
bildung getragen. 

2. a) Den einzelnen Nachwuchskräften unmittelbar zuordenbare Aufwen-
dungen für Unterbringung und Verpflegung, die von Dritten in Rechnung ge-
stellt werden, werden von der Vertragspartei, die die jeweilige Nachwuchs-
kraft zugelassen hat, unmittelbar getragen. Soweit solche Aufwendungen für 
Nachwuchskräfte einer anderen Vertragspartei vom Freistaat Bayern gegen-
über Dritten getragen wurden, werden diese dem Freistaat Bayern von der 
jeweils anderen Vertragspartei in der tatsächlich angefallenen Höhe erstat-
tet. 

b) Die Erstattung der dem Freistaat Bayern entstandenen Aufwendun-
gen durch die anderen Vertragsparteien erfolgt im Übrigen auf der Grund-
lage pauschalierter Kostenbeiträge. Die Höhe der Kostenbeiträge wird vom 
Bayerischen Staatsministerium der Justiz für die Dauer von jeweils zwei Jah-
ren festgesetzt und mitgeteilt. Der Berechnung der pauschalierten Kosten-
beiträge werden folgende Kosten, die damit abgegolten sind, zugrunde ge-
legt: 

aa) Soweit keine anderweitige Unterbringung erfolgt, die Kosten der Un-
terbringung der Nachwuchskräfte in der Bayerischen Justizakademie in Peg-
nitz einschließlich 
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− sämtlicher Nebenkosten, insbesondere für die Instandhaltung der 
Räume und des Inventars einschließlich Schönheitsreparaturen, Hei-
zung, Strom, Wasser und Reinigung, 

− Bereitstellung und Reinigung der Bettwäsche sowie 

− Ausgaben für die Umgestaltung und Instandsetzung; 

bb) Verwaltungs- und Personalkosten einschließlich der Kosten für den 
Geschäftsbedarf des Lehrbetriebs und der Verwaltung, der Personalkosten 
für die Bediensteten der Bayerischen Justizakademie in Pegnitz und der Un-
terhaltungskosten der Unterrichtsräume; 

cc) Kosten für die haupt- und nebenamtlichen Lehrkräfte einschließlich 
deren Reise- und Unterbringungskosten; 

dd) soweit Verpflegungsaufwendungen nicht unmittelbar getragen wer-
den, die Verpflegungskosten in Höhe des geltenden Verpflegungssatzes 
und im Umfang der tatsächlich gewährten Einzelverpflegungen. 

3. Die persönlichen und sächlichen Kosten des Prüfungsverfahrens werden 
von den Vertragsparteien anteilig nach der Zahl ihrer Prüfungsteilnehmer 
getragen. Die Höhe der Vergütung und der Reisekosten der Prüferinnen und 
Prüfer richtet sich nach den Vorschriften des Freistaates Bayern. 

4. Die von den anderen Vertragsparteien jeweils dem Freistaat Bayern zu er-
stattenden Kosten für die gemeinsame Ausbildung der Nachwuchskräfte 
werden nach Lehrgangsende zur Erstattung angefordert. Auf die Verpfle-
gungskosten ist bei Lehrgangsbeginn die Hälfte der voraussichtlich entste-
henden Kosten zu zahlen. Die Restzahlung erfolgt bei Beendigung des Lehr-
gangs. Die Abrechnung der Kosten für die Prüfungen erfolgt nach deren je-
weiligen Abschluss durch den Freistaat Bayern. 

5. Die Bezüge und die sonstigen Personalaufwendungen einschließlich der rei-
sekostenrechtlichen Entschädigungen trägt jeweils die Vertragspartei, von 
der die betreffenden Nachwuchskräfte ernannt worden sind. 

VIII. Beirat 

1. Für die Ausbildung und Prüfung der Nachwuchskräfte der Vertragsparteien 
wird ein gemeinsamer Beirat gebildet. Dem Beirat gehören die Leiterin oder 
der Leiter des beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz errichteten 
Landesjustizprüfungsamtes als Vorsitzende oder Vorsitzender sowie elf wei-
tere Mitglieder an. Zwei weitere Mitglieder werden vom Freistaat Bayern, je 
drei weitere Mitglieder von den anderen Vertragsparteien benannt. 

2. Der Beirat soll in grundsätzlichen Angelegenheiten der Ausbildung und Prü-
fung der Nachwuchskräfte gehört werden. Er tritt bei Bedarf, mindestens 
aber einmal im Jahr zusammen. 

IX. In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

1. Die Verwaltungsvereinbarung tritt in Kraft, wenn alle Vertragsparteien mitge-
teilt haben, dass die hierfür nach dem jeweiligen Landesrecht erforderlichen 
Voraussetzungen vorliegen, nicht aber vor dem 1. Januar 1997. 

2. Die Vereinbarung gilt für unbestimmte Zeit. Sie kann von jeder Vertragspar-
tei zum Ende eines Jahres mit einer Frist von zwölf Monaten durch schriftli-



 - 15 - Bearbeitungsstand: 17.09.2026  15:08 

che Mitteilung an alle anderen Vertragsparteien gekündigt werden. Die Ver-
waltungsvereinbarung gilt dann zwischen den verbleibenden Vertragspar-
teien entsprechend fort. 

3. Die durch diese Vereinbarung begründeten finanzwirksamen Verpflichtun-
gen stehen unter dem Vorbehalt der gesetzlichen Bewilligung der Mittel nach 
Maßgabe des Landesrechts der Vertragsparteien. 

4. Mit In-Kraft-Treten dieser Verwaltungsvereinbarung treten außer Kraft: 

a) Die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern und 
dem Freistaat Sachsen über die Ausbildung der Gerichtsvollzieher und über 
die Ablegung der Gerichtsvollzieherprüfung vom 6./30. September 1991, 

b) die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern und 
dem Freistaat Thüringen über die Ausbildung der Gerichtsvollzieher und 
über die Ablegung der Gerichtsvollzieherprüfung vom 3. März 1994 sowie 

c) die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern und 
dem Land Sachsen-Anhalt vom 17./23. Juni 1994. 

Artikel 2 

Außerkrafttreten 

Die Gerichtsvollzieherausbildungs- und Prüfungsordnung vom 17. September 2004 
(SächsGVBl. S. 532), die durch die Verordnung vom 5. Dezember 2016 (SächsGVBl. S. 
602) geändert worden ist, tritt außer Kraft. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Dresden, den 

D i e  S t a a t s m i n i s t e r i n  f ü r  J u s t i z  

P r o f .  C o n s t a n z e  G e i e r t  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung und Notwendigkeit 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzie-
her soll an die Bedürfnisse der aktuellen Praxis in Form einer Stammverordnung angepasst 
werden. Die zunehmend angespannte Personalsituation in den Gerichten und Staatsan-
waltschaften zieht einen Änderungsbedarf hinsichtlich des Auswahlverfahrens der Bewer-
berinnen und Bewerber für die Gerichtsvollzieherausbildung nach sich. Nach der bisherigen 
Fassung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung waren Bewerberinnen und Bewerber 
nach Rangfolgen zur Gerichtsvollzieherausbildung zuzulassen, wobei Bewerberinnen und 
Bewerber aus dem jeweils nachfolgenden Rang nur zugelassen werden konnten, wenn im 
vorangehenden Rang nicht ausreichend geeignete Bewerberinnen und Bewerber vorhan-
den waren. Hierdurch hat sich die zunehmend angespannte Personalsituation in den Ge-
richten und Staatsanwaltschaften in der Laufbahngruppe 1 Einstiegsebene 2 weiter ver-
stärkt, weil zunächst alle geeigneten Lebenszeitbeamtinnen und -beamten und danach alle 
geeigneten Probezeitbeamtinnen und -beamten der Fachrichtung Justiz, Schwerpunkt Jus-
tizdienst (Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte) zuzulassen waren. Auf andere ggf. gut 
geeignete Bewerberinnen und Bewerber konnte hingegeben erst zugegriffen werden, wenn 
keine vorrangigen geeigneten Bewerberinnen und Bewerber vorhanden waren.  

Um der Verstärkung der angespannten Personalsituation in der Laufbahngruppe 1 Ein-
stiegsebene 2 durch das bisherige Verfahren zur Bewerberauswahl entgegenzuwirken, sol-
len nunmehr gleichranging neben Justizfachwirtinnen und Justizfachwirten andere Bewer-
berinnen und Bewerber zugelassen werden können, wenn ein besonderes dienstliches In-
teresse an der Zulassung besteht. Ein solches besonderes dienstliches Interesse liegt ins-
besondere vor, wenn personelle Gesichtspunkte (z.B. Personalknappheit bei der Berufs-
gruppe der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte) die Zulassung externer Bewerberinnen 
und Bewerber erfordern. Hierdurch können geeignete Quereinsteigerinnen und Querein-
steiger im Falle des besonderen dienstlichen Interesses einfacher zugelassen werden. Da-
mit kann vermieden werden, dass zahlreiche bisher vorrangig zu berücksichtigende Justiz-
fachwirtinnen und Justizfachwirte für die Gerichtsvollzieherausbildung zugelassen werden 
und hierdurch Personalengpässe bei den Gerichten und Staatswirtschaften entstehen, die 
eine funktions- und leistungsfähige Justiz gefährden.  

Darüber hinaus soll die durch Änderungsvereinbarung zum 29. November 2018 geänderte 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern, dem Freistaat Sachsen, dem 
Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen über die gemeinsame Ausbildung und 
Prüfung der Nachwuchskräfte für den Gerichtsvollzieherdienst Bestandteil der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung werden und die sich hieraus ergebenden Folgeänderungen be-
rücksichtigt werden.  

Schließlich sollen zur Vermeidung von sonst abweichenden Bezeichnungen im selben Re-
gelungswerk in der gesamten Verordnung Anpassungen zur sprachlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern vorgenommen werden, die bereits in der geänderten o.g. Verwal-
tungsvereinbarung zum Tragen kommen. Wegen der Vielzahl der überwiegend redaktio-
nellen Änderungen aufgrund der sprachlichen Gleichstellung erfolgt ein Neuerlass der 
Rechtsverordnung. 

2. Fachliche, fachpolitische Würdigung 
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Mit der Neufassung der GVAPVO werden die gebotenen praxisorientierten Anpassungen 
vorgenommen, die Grundlage für eine arbeits- und leistungsfähige Justiz sind. 

Ziel ist es, die neuen Zulassungsregelungen zur Gerichtsvollzieherausbildung im Freistaat 
zeitnah anzuwenden. 

Die Regelung unterfällt zudem dem Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen. Die Anforderungen der Artikel 5 
bis 7 dieser Richtlinie werden entsprechend eingehalten. Schwerpunkt der Richtlinie (EU) 
2018/958 ist die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer oder Änderung der beste-
henden Berufsreglementierungen, um unzumutbare Beschränkungen für den Zugang zu 
einem Beruf oder dessen Ausübung zu verhindern, Transparenz und das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen. 

Regelungsgegenstand der GVAPVO soll die Befähigung für die Laufbahn des Gerichtsvoll-
zieherdienstes und damit für die Tätigkeit als Gerichtsvollzieherin und Gerichtsvollzieher 
sein. Die Festlegung der Einstellungsvoraussetzungen ist für eine funktionierende Justiz 
und geordnete Rechtspflege erforderlich und dient daher dem öffentlichen Interesse. Die 
Maßnahmen sind verhältnismäßig insbesondere im Hinblick auf Artikel 7 der EU-Richtlinie. 
In der Verordnung werden Ausbildungsvoraussetzungen geregelt, die zwingend notwen-
dige Voraussetzungen für den Erwerb der Laufbahnbefähigung für den Gerichtsvollzieher-
dienst und für die spätere Ausübung des Berufs der Gerichtsvollzieherin und des Gerichts-
vollziehers sind, die nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus-
gehen und somit als verhältnismäßig einzuschätzen sind. Die Neuregelungen der GVAPVO 
sind im Vergleich zur Vorgängerregelung für die Verwirklichung des angestrebten Ziels – 
die Zulassung von Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger zu erleichtern – geeignet. Sie 
gehen auch nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. Im Ergeb-
nis werden keine höheren Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen gestellt. Durch die An-
passung der Regelung haben Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger einen leichteren Zu-
gang zur Gerichtsvollzieherausbildung. 

3. Darstellung des Erfüllungsaufwands und andere Wirkungen 

a) Allgemein 

Die Verordnung dient der Anpassung der bisherigen Rechtsvorschriften der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher mit dem Ziel, 
der angespannten Personalsituation in den Gerichten und Staatsanwaltschaften entgegen-
zuwirken. Insoweit wird vollumfänglich Bezug auf die Begründung in A. Allgemeiner Teil, 1. 
Zielsetzung und Notwendigkeit genommen. 

Mit Inkrafttreten der geplanten Änderungen der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher wird der bestehende Erfüllungsaufwand ins-
gesamt leicht zunehmen. 

b) Erfüllungsaufwand für den Freistaat 

aa) Erfüllungsaufwand als Personalaufwand 

Mit Inkrafttreten der Änderungen der Ausbildungs- und Prüfungsordnung wird sich der be-
stehende Personalaufwand leicht erhöhen. Durch die Änderungen der Ausbildungsverord-
nung ist ein positiver Personalkostenaufwand in Höhe von insgesamt 2.989 Euro alle zwei 
Jahre anzusetzen. Daneben entsteht ein einmaliger Personalaufwand von 178 EUR. 

Im Einzelnen setzt sich der Erfüllungsaufwand wie folgt zusammen: 
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Durch die Anpassung in § 4 GVAPVO entsteht ein positiver Personalkostenaufwand in 
Höhe von 2.989 Euro alle zwei Jahre. Es ist zu erwarten, dass zwei Gerichtsvollzieherbe-
werberinnen und -bewerber pro Jahr mehr zur Gerichtsvollzieherausbildung zugelassen 
werden können, die eine vorbereitende Ausbildung vor Beginn der Gerichtsvollzieheraus-
bildung absolvieren müssen. Aufgrund der Mindestbewerberanzahl für die Durchführung 
der vorbereitenden Ausbildung werden jedoch geschätzt lediglich alle zwei Jahre zwei zu-
sätzliche Gerichtsvollzieherberwerberinnen und -bewerber an der vorbereitenden Ausbil-
dung teilnehmen können. Im Falle der Teilnahme von zwei zusätzlichen Gerichtsvollzieher-
bewerberinnen und -bewerber an der vorbereitenden Ausbildung entsteht während des 
praktischen Ausbildungsabschnitts, der im Geschäftsbereich des Oberlandesgerichts Dres-
den stattfindet, für die Betreuung der zwei Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewerber 
ein Personalzeitaufwand in Höhe von 50 Stunden für die Bediensteten der Laufbahngruppe 
1.2 und in Höhe von 10 Stunden für Bedienstete der Laufbahngruppe 2.1.  

Die Änderungen des § 3 GVAPVO führt zu einem einmaligen Personalkostenaufwand in 
Höhe von 178 Euro, weil die Ausschreibungstexte und Informationsunterlagen für die Ge-
richtsvollzieherausbildung anzupassen sind. Der Personalzeitaufwand ist einmalig mit 
3 Stunden für Bedienstete der Laufbahngruppe 2.1 anzusetzen. Darüber hinaus wirkt sich 
die Änderungen des § 3 auf den Erfüllungsaufwand nicht aus, weil die Zahl der zuzulassen-
den Bewerberinnen und Bewerber sich hierdurch nicht erhöht. 

Auch die weiteren Überarbeitungen der Regelungen der Ausbildung- und Prüfungsverord-
nung erhöhen den Personalaufwand nicht, weil sich die Änderungen auf redaktionelle An-
passungen beschränken. 

bb) Erfüllungsaufwand als Sachaufwand 

Durch die Änderungen ergeben sich aus dem positiven Personalkostenaufwand in Höhe 
von 60 Stunden für die Betreuung von zwei Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -bewer-
ber im praktischen Ausbildungsabschnitt der vorbereitenden Ausbildung alle zwei Jahre 
Sachkosten in Höhe von 472 Euro. Daneben entstehen alle zwei Jahre sonstige Kosten in 
Form von Lehrgangs- und Unterbringungskosten in Höhe von 10.198 Euro in Zusammen-
hang mit dem theoretischen Teil der vorbereitenden Ausbildung, die an der Justizakademie 
in Pegnitz absolviert wird, für die zwei zusätzlichen Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -
bewerber.  

Schließlich entstehen einmalige positive Sachkosten in Höhe von 24 Euro aufgrund des 
positiven Personalkostenaufwands von 3 Stunden für die Anpassung des Ausschreibungs-
textes und der Informationsunterlagen. 

c) Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Der Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger wird durch die Änderungen der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung nicht berührt.  

d) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die sächsische Wirtschaft entsteht durch die Neureglungen der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz 
über die Ausbildung und Prüfung der Gerichtsvollzieher) 

Zu Abschnitt 1 (Befähigung und Ausbildung für den Gerichtsvollzieherdienst) 

Zu § 1 (Befähigung für den Gerichtsvollzieherzieherdienst) 

Entspricht § 1 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 2 (Ziel der Gerichtsvollzieherausbildung) 

Entspricht § 2 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 3 (Zulassung zur Gerichtsvollzieherausbildung) 

Zu Absatz 1 und Absatz 2 

Um der Verstärkung der angespannten Personalsituation in der Laufbahngruppe 1 Ein-
stiegsebene 2 durch das bisherige Verfahren zur Bewerberauswahl entgegenzuwirken, sol-
len nunmehr gleichrangig neben Justizfachwirtinnen und Justizfachwirten andere Bewerbe-
rinnen und Bewerber zugelassen werden können, wenn ein besonderes dienstliches Inte-
resse an der Zulassung besteht. Ein solches besonderes dienstliches Interesse liegt insbe-
sondere vor, wenn personelle Gesichtspunkte (z.B. Personalknappheit bei der Berufs-
gruppe der Justizfachwirtinnen und Justizfachwirte) die Zulassung externer Bewerberinnen 
und Bewerber erfordern. Hierdurch können geeignete Quereinsteigerinnen und Querein-
steiger im Falle des besonderen dienstlichen Interesses einfacher zugelassen werden. Da-
mit kann vermieden werden, dass zahlreiche bisher vorrangig zu berücksichtigende Justiz-
fachwirtinnen und Justizfachwirte für die Gerichtsvollzieherausbildung zugelassen werden 
und hierdurch Personalengpässe bei den Gerichten und Staatswirtschaften entstehen, die 
eine funktions- und leistungsfähige Justiz gefährden. Hierzu waren die Regelung zur Zulas-
sung zur Gerichtsvollzieherausbildung in § 3 Absatz 1 und Absatz 2 und die Regelung zur 
Zulassung zur vorbereitenden Ausbildung nach § 4 entsprechend anzupassen.  

Zu Absatz 3 

Entspricht Absatz 3 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 4 (Zulassung zur vorbereitenden Ausbildung) 

Zu Absatz 1 

Die Anpassung in Absatz 1 dient der oben genannten Änderung zur Bewerberauswahl. 
Nunmehr können geeignete Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger im Falle des beson-
deren dienstlichen Interesses einfacher zugelassen werden. Im Übrigen wurde die Vor-
schrift zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu Absatz 2 

Entspricht Absatz 2 a.F.  
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Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 5 (Rechtsstellung) 

Entspricht § 4 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 
Zudem wurde der Verweis in Absatz 2 entsprechend der neuen Paragraphenzählung an-
gepasst.  

Zu § 6 (Vorbereitende Ausbildung) 

Entspricht § 4a a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und redaktionell angepasst. Zudem wurde der Verweis in Absatz 2 entsprechend der neuen 
Paragraphenzählung angepasst.  

Zu § 7 (Gerichtsvollzieherausbildung) 

Entspricht § 5 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und der Verweis auf die Anlage konkretisiert. 

Zu § 8 (Ausbildende in der praktischen Ausbildung) 

Entspricht § 6 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 9 (Inhalt der praktischen Ausbildung) 

Entspricht § 8 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 10 (Ausbildungszeugnisse in der praktischen Ausbildung) 

Entspricht § 9 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und redaktionell angepasst. Zudem wurde der Verweis entsprechend der neuen Paragra-
phenzählung angepasst.  

Zu § 11 (Gestaltung der praktischen Ausbildung) 

Entspricht § 10 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 12 (Begleitende Lehrveranstaltungen während der praktischen Ausbildung) 

Entspricht § 11 a.F.  

Die Vorschrift wurde redaktionell angepasst. 



 - 21 - Bearbeitungsstand: 17.09.2026  15:08 

Zu § 13 (Stoffpläne und Arbeitsanleitungen für die praktische Ausbildung) 

Entspricht § 12 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 14 (Ausscheiden aus der Ausbildung) 

Entspricht § 13 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu Abschnitt 2 (Gerichtsvollzieherprüfung) 

Zu § 15 (Prüfung) 

Zu Absatz 1 

Entspricht § 14 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 
Zudem wurde der Verweis auf die bayerischen Vorschriften in Absatz 1 konkretisiert und 
der Verweis in Absatz 2 entsprechend der neuen Paragraphenzählung angepasst.  

Zu § 16 (Örtliche Prüfungsleiterinnen und Prüfungsleiter) 

Entspricht § 15 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 
Zudem wurde der Verweis auf die bayerischen Vorschriften in Absatz 1 konkretisiert. 

Zu § 17 (Prüfungsausschuss, Prüferinnen und Prüfer) 

Entspricht § 16 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und der Verweis auf die Anlage konkretisiert. 

Zu § 18 (Zulassung zum schriftlichen Teil der Prüfung) 

Entspricht § 17 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und der Verweis auf die Anlage in Absatz 6 konkretisiert. 

Zu § 19 (Bewertung der Leistungen) 

Entspricht § 18 a.F.  

Die Vorschrift wurde redaktionell überarbeitet. 

Zu § 20 (Prüfungszeugnis) 

Entspricht § 20 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 
Zudem wurde der Verweis auf die bayerischen Vorschriften konkretisiert. 
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Zu § 21 (Festsetzung der Platznummern) 

Entspricht § 21 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet 
und der Verweis auf die Anlage konkretisiert. 

Zu § 22 (Ausscheiden aus der Ausbildung) 

Entspricht § 22 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 23 (Ergänzungsausbildung) 

Entspricht § 23 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu § 24 (Verwendung nach der Prüfung) 

Entspricht § 24 a.F.  

Die Vorschrift wurde zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Männern überarbeitet. 

Zu Abschnitt 3 (Übergangs- und Schlussbestimmungen) 

Zu § 25 (Übergangsregelung) 

Die Übergangsregelung entspricht der Regelung des Absatz 2 a.F. Die bisherige Über-
gangsregelung in Absatz 1 a.F. war zu streichen. Gerichtsvollzieherbewerberinnen und -
bewerber, die die Gerichtsvollzieherausbildung vor dem 1. Oktober 2004 begonnen haben, 
befinden sich nicht mehr in der Ausbildung, sodass es einer entsprechenden Übergangs-
regelung nicht mehr bedarf.  

Zu Anlage (Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern, dem 
Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen über die 
gemeinsame Ausbildung und Prüfung der Nachwuchskräfte für den 
Gerichtsvollzieherdienst) 

Als Anlage wird die durch Änderungsvereinbarung zum 29. November 2018 geänderte Ver-
waltungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern, dem Freistaat Sachsen, dem Land 
Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Thüringen über die gemeinsame Ausbildung und Prü-
fung der Nachwuchskräfte für den Gerichtsvollzieherdienst der neuen Verordnung beige-
fügt.  

Zu Artikel 2 (Außerkrafttreten) 

Die neue GVAPVO löst die bisherige Gerichtsvollzieherausbildungs- und Prüfungsordnung 
vom 17. September 2004 ab.  

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Durch das zeitnahe Inkrafttreten der Regelungen wird ermöglicht, dass die Regelungsan-
passungen zeitnah angewandt werden können. 


